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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 
 
auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft 
einiges getan. Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und 
Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren Mandanteninformationen gerne auf dem 
Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten Sie 
gerne. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

1. Kirchensteuerpflicht nach Kirchenaustritt  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass eine Kirchensteuerpflicht nur besteht, 
wenn eine wirksame Kirchenmitgliedschaft nachgewiesen werden kann. Kann die Kirche 
einen behaupteten Wiedereintritt nicht belegen, geht dies zu ihren Lasten. In diesem Fall 
ist keine Kirchensteuer zu zahlen. 

 
Hintergrund 

Die Kläger, ein verheiratetes Paar, wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. 
Beide waren evangelisch getauft, der Ehemann war jedoch bereits 1973 aus der 
evangelischen Kirche ausgetreten und konnte dies mit einer Austrittsurkunde 
nachweisen. 

Trotz des Austritts wurde in den Streitjahren Kirchensteuer für ihn festgesetzt, die 
zunächst gezahlt wurde. Gegen einen Kirchensteuerbescheid legten die Eheleute 
Einspruch ein und verwiesen auf den früheren Austritt. Die Kirche prüfte ihre Unterlagen, 
fand aber keine Urkunde oder sonstige Nachweise für einen späteren Wiedereintritt des 
Ehemanns. 

Der Fall landete beim BFH. 

Entscheidung 

Der BFH gab den Klägern Recht. 



Kirchensteuerpflichtig sind nur Personen, die Mitglied einer Kirche oder 
Religionsgemeinschaft sind, die als Körperschaft des öffentlichen Rechts organisiert ist. 
Ob eine Mitgliedschaft besteht, richtet sich nach dem Kirchenrecht (Satzung, Regeln zu 
Eintritt, Austritt und Wiedereintritt). 

Im Streitfall war der Austritt des Ehemanns belegt, ein Wiedereintritt jedoch nicht. Die 
Kirche konnte keine Urkunde oder andere verlässliche Unterlagen zum Wiedereintritt 
vorlegen. 

Der BFH stellte klar: 

• Die Behörde bzw. Kirche trägt das Risiko, wenn Unterlagen vernichtet oder nicht 
mehr auffindbar sind, solange Verfahren noch nicht endgültig abgeschlossen sind. 

• Kann ein Wiedereintritt nicht nachgewiesen werden, darf keine 
Kirchenmitgliedschaft unterstellt werden. 

• Ohne nachgewiesenen Wiedereintritt besteht keine Kirchensteuerpflicht. 

Die Kirchensteuerfestsetzung gegenüber dem Ehemann war rechtswidrig. Wer seinen 
Kirchenaustritt nachweisen kann, muss nicht beweisen, dass er nicht wieder eingetreten 
ist – die Kirche muss den Wiedereintritt belegen. 

2. Unentgeltliche innergemeinschaftliche Lieferungen nicht steuerfrei 

 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat klargestellt, dass unentgeltliche 
Lieferungen in die EU nicht von der Umsatzsteuer befreit werden können. Die 
Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen setzt zwingend voraus, 
dass die Lieferung gegen Entgelt erfolgt. Diese Grundsätze gelten für alle noch 
offenen Fälle. 

Hintergrund 

Die Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen – also Lieferungen in einen 
anderen EU-Mitgliedstaat – ist an bestimmte Voraussetzungen geknüpft. Eine davon ist, 
dass der Empfänger im anderen Mitgliedstaat einen sogenannten 
innergemeinschaftlichen Erwerb versteuert. Dies setzt wiederum voraus, dass die 
Lieferung gegen Entgelt erfolgt. 

Unternehmen geben gelegentlich Gegenstände unentgeltlich ab, etwa als 
Werbegeschenke oder Warenmuster. Im Inland werden solche unentgeltlichen 
Wertabgaben steuerlich einer entgeltlichen Lieferung gleichgestellt (§ 3 Abs. 1b UStG). 
Die Frage war, ob diese Gleichstellung auch die Steuerbefreiung für 
grenzüberschreitende Lieferungen eröffnet. 

Klarstellung durch das BMF 



Das BMF verneint dies: Die gesetzliche Gleichstellung einer unentgeltlichen Wertabgabe 
mit einer entgeltlichen Lieferung gelte nicht für die Zwecke der Steuerbefreiung für 
innergemeinschaftliche Lieferungen. Für die Steuerbefreiung sei Entgeltlichkeit 
zwingend erforderlich. Fehlt es daran, entstehe im Empfangsstaat keine Erwerbsteuer – 
und damit entfalle auch die Grundlage für die Steuerbefreiung auf der Lieferantenseite. 

Im Ergebnis: Wer Gegenstände unentgeltlich in einen anderen EU-Mitgliedstaat liefert, 
könne die Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen nicht in Anspruch 
nehmen. 

Anwendungsbereich und zeitliche Geltung 

Die Grundsätze des Schreibens sind auf alle offenen Fälle anzuwenden. Die 
Finanzverwaltung wendet diese Sichtweise also sowohl für die Zukunft als auch 
rückwirkend auf noch nicht bestandskräftige Veranlagungszeiträume an. 

Ausblick  

Für die Praxis bedeutet dies: Werden Waren unentgeltlich in einen anderen EU-Staat 
verbracht (z. B. Werbegeschenke, unentgeltliche Überlassungen), ist eine 
Umsatzsteuerbefreiung als innergemeinschaftliche Lieferung nicht möglich. Die 
Vorgänge sind nach den allgemeinen Regeln steuerpflichtig zu behandeln. 

Unternehmen, die regelmäßig Gegenstände unentgeltlich in andere EU-Mitgliedstaaten 
liefern, sollten ihre umsatzsteuerliche Behandlung dieser Vorgänge überprüfen. 

     3. Fahrzeugüberlassung an Arbeitnehmer zu privaten Zwecken 
 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) bestätigt mit Schreiben vom 3.3.2026 die 
Grundsätze zur Umsatzbesteuerung von Dienstwagen, die Arbeitnehmer auch privat 
nutzen dürfen. Danach liegt in der Regel ein sogenannter tauschähnlicher Umsatz 
vor: Der Arbeitgeber überlässt das Fahrzeug, der Arbeitnehmer „bezahlt“ mit einem 
Teil seiner Arbeitsleistung. Maßgeblich ist, dass die private Nutzung des Fahrzeugs 
arbeitsvertraglich vereinbart und tatsächlich genutzt wird. 

Hintergrund 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 30.6.2022 (V R 25/21) entschieden, unter 
welchen Voraussetzungen die Überlassung eines Firmenwagens zur privaten 
Nutzung an Arbeitnehmer umsatzsteuerlich als entgeltliche Leistung gilt. 

Nach Ansicht des BFH gilt: 

• Die Überlassung eines Fahrzeugs an Arbeitnehmer zu privaten Zwecken kann eine 
entgeltliche Leistung sein. 

• Das „Entgelt“ besteht dabei nicht zwingend aus einer Geldzahlung, sondern 
kann in der (teilweisen) Arbeitsleistung des Arbeitnehmers liegen. 



Entscheidend ist, ob ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der privaten 
Nutzungsmöglichkeit des Fahrzeugs und der (teilweisen) Arbeitsleistung des 
Arbeitnehmers besteht.  

Ein solcher unmittelbarer Zusammenhang liegt insbesondere vor, wenn: 

• die private Nutzung des Fahrzeugs individuell im Arbeitsvertrag vereinbart ist und 

• der Arbeitnehmer diese Nutzungsmöglichkeit tatsächlich in Anspruch nimmt. 

Es genügt nicht, dass der Arbeitnehmer nur allgemein in einem Arbeitsverhältnis steht. 
Wichtig ist, dass die Möglichkeit der privaten Fahrzeugnutzung aus wirtschaftlicher Sicht 
ein wesentlicher Bestandteil des konkreten Arbeitsverhältnisses ist und dieses mitprägt. 
Die Nutzung des Dienstwagens ist also ein echter Bestandteil der „Gegenleistung“ für die 
Arbeit des Arbeitnehmers. 

Entscheidung und Verwaltungsauffassung 

In der Praxis liegt bei der Überlassung von Fahrzeugen an Arbeitnehmer zur privaten 
Nutzung regelmäßig ein tauschähnlicher Umsatz vor. 

Das bedeutet: 

• Der Arbeitgeber erbringt eine Leistung: Er überlässt dem Arbeitnehmer das 
Fahrzeug zur privaten Nutzung. 

• Der Arbeitnehmer erbringt als Gegenleistung seine (teilweise) Arbeitsleistung. 

Es wird also Leistung gegen Leistung getauscht, ohne dass es zwingend zu einer 
gesonderten Geldzahlung für die Fahrzeugnutzung kommen muss. Umsatzsteuerlich ist 
dieser Vorgang wie eine entgeltliche langfristige Vermietung des Fahrzeugs zu 
behandeln. Auch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs führt zu keiner 
abweichenden Beurteilung. 

Bestätigung der bisherigen Praxis 

Das BMF stellt klar, dass aus der BFH-Rechtsprechung grundsätzlich kein Anlass besteht, 
die bisherige Verwaltungsauffassung zur umsatzsteuerlichen Behandlung der 
entgeltlichen Überlassung von Fahrzeugen an Arbeitnehmer zur privaten Nutzung zu 
ändern. 

4. Aktivierung von Ansprüchen aus Rückbauverpflichtungen 
 

Der BFH hat entschieden, dass Ansprüche aus vertraglichen 
Rückbauverpflichtungen nicht als Forderung in der Bilanz erfasst werden dürfen, 
solange ihr Entstehen ungewiss ist. Gewinne aus solchen möglichen Ansprüchen 
dürfen erst bei einer hinreichend sicheren Entstehung berücksichtigt werden. 

Hintergrund 



Eine konzernangehörige GmbH war Zwischenmieterin von Grundstücken, auf denen 
sich ihre eigene technische Infrastruktur befand. Für Rückbauverpflichtungen hatte sie 
Rückstellungen gebildet. Streitpunkt war, ob aus diesen Rückbauverpflichtungen 
zugleich Forderungen aktiviert werden können, etwa auf Erstattung von Rückbaukosten 
durch den Vertragspartner. 

Nach einer Außenprüfung änderte das Finanzamt die Bescheide. Einspruch und Klage 
blieben ohne Erfolg. Der BFH musste klären, ob eine Forderung aus der 
Rückbauverpflichtung bereits vor ihrem sicheren Entstehen bilanziell zu erfassen ist. 

Entscheidung 

Der BFH wies die Klage ab. 

Ansprüche des Vermieters aus einer Rückbauverpflichtung des Mieters dürfen nicht 
aktiviert werden, wenn noch offen ist, ob diese Ansprüche überhaupt entstehen. Eine 
solche Forderung wäre gewinnerhöhend und setzt voraus, dass ihr Entstehen rechtlich 
oder wirtschaftlich hinreichend sicher ist. 

Nach dem Realisationsprinzip dürfen Gewinne erst erfasst werden, wenn sie am 
Bilanzstichtag realisiert sind. Dafür genügt nicht, dass ein Vertrag eine Rückbaupflicht 
vorsieht.  

Erforderlich ist, dass 

• der Anspruch bereits entstanden ist oder 

• die wirtschaftlichen Ursachen vollständig gesetzt sind und 

• mit der Entstehung des Anspruchs fest gerechnet werden kann. 

Bei laufenden Verträgen (schwebenden Geschäften) dürfen Forderungen und Schulden 
grundsätzlich nicht ausgewiesen werden. 

Im konkreten Fall war ungewiss, ob es überhaupt zu einem Rückbau kommen würde und 
unter welchen Bedingungen. Daher lag keine hinreichend konkrete Forderung vor. 

Zudem bestand während der Vertragslaufzeit keine Pflicht, die Infrastruktur 
abschnittsweise zu entfernen. Ein Erfüllungsrückstand – also ein wirtschaftlich bereits 
geschuldeter Gegenanspruch – lag daher nicht vor und konnte die Aktivierung ebenfalls 
nicht rechtfertigen. 

5. Auslagerung des Spielbetriebs durch einen Sportverein 

Ein gemeinnütziger Sportverein lagerte den Spielbetrieb seiner Herrenmannschaft 
auf eine von ihm gegründete GmbH aus und überließ dieser ohne Gegenleistung 
Stadiontribüne und Flutlichtanlage. Der Bundesfinanzhof (BFH) entschied, dass 
diese Gestaltung zu einer Berichtigung des Vorsteuerabzugs führt. 



 

 

Hintergrund 

Ein gemeinnütziger, eingetragener Sportverein errichtete auf städtischem Gelände 
eine Stadiontribüne und eine Flutlichtanlage. Die in den Herstellungskosten enthaltene 
Umsatzsteuer machte er als Vorsteuer geltend. 

Später gründete der Verein eine GmbH und übertrug dieser den Spielbetrieb der 
Herren-Fußballmannschaft. Stadiontribüne und Flutlichtanlage wurden der GmbH 
unentgeltlich zur Nutzung überlassen.  

Das Finanzamt sah hierin eine Änderung der Verhältnisse und verlangte eine 
Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15a UStG. Einspruch und Klage des Vereins 
blieben ohne Erfolg. Der Fall landete beim BFH. 

Entscheidung 

Der BFH wies die Klage ab. 

Da die Anlagen über mehrere Jahre genutzt werden und sich innerhalb des 
Berichtigungszeitraums die Nutzung geändert hat, ist der ursprüngliche 
Vorsteuerabzug für jedes betroffene Jahr nach § 15a Abs. 1 UStG anzupassen. Der Verein 
muss daher einen Teil der ursprünglich geltend gemachten Vorsteuer zurückzahlen. 

Für die Praxis bedeutet das: Die Auslagerung des Spielbetriebs auf eine GmbH unter 
unentgeltlicher Überlassung der Infrastruktur ist möglich, kann aber eine 
Vorsteuerberichtigung nach § 15a UStG auslösen und sollte bei der Planung 
berücksichtigt werden. 

 


